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Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 

2909; 2003 I S. 738), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Februar 2016 (BGBl. I S. 254) 

geändert worden ist 

 

Abschnitt 3 Schuldverhältnisse aus Verträgen 

Titel 1 Begründung, Inhalt und Beendigung 

Kapitel 4 Abweichende Vereinbarungen und Beweislast 

Untertitel 4 Einseitige Leistungsbestimmungsrechte 

 

§ 315 Bestimmung der Leistung durch eine Partei 
 

(1) Soll die Leistung durch einen der Vertragschließenden bestimmt werden, so ist im Zweifel 

anzunehmen, dass die Bestimmung nach billigem Ermessen zu treffen ist. 
 

(2) Die Bestimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teil. 
 

(3) Soll die Bestimmung nach billigem Ermessen erfolgen, so ist die getroffene Bestimmung für den 

anderen Teil nur verbindlich, wenn sie der Billigkeit entspricht. Entspricht sie nicht der Billigkeit, so 

wird die Bestimmung durch Urteil getroffen; das Gleiche gilt, wenn die Bestimmung verzögert wird. 

 

Abschnitt 8 Einzelne Schuldverhältnisse 

Titel 8 Dienstvertrag und ähnliche Verträge 

Untertitel 1 Dienstvertrag 

 

§ 611 Vertragstypische Pflichten beim Dienstvertrag 
 

(1) Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste zusagt, zur Leistung der 

versprochenen Dienste, der andere Teil zur Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

 

§ 615 Vergütung bei Annahmeverzug und bei Betriebsrisiko 
 

Kommt der Dienstberechtigte mit der Annahme der Dienste in Verzug, so kann der Verpflichtete für 

die infolge des Verzugs nicht geleisteten Dienste die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur 

Nachleistung verpflichtet zu sein. Er muss sich jedoch den Wert desjenigen anrechnen lassen, was er 

infolge des Unterbleibens der Dienstleistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner 

Dienste erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend in den 

Fällen, in denen der Arbeitgeber das Risiko des Arbeitsausfalls trägt. 


